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In seinem Hauptwerk „Il Principe“ oder auf Deutsch  „Der Fürst“ schreibt Niccolò Machiavelli an einer Stelle: „Aber da es schwer ist, beides zugleich zu sein, ist es viel sicherer, gefürchtet als geliebt zu sein.“ Mit anderen Worten, wer in Sicherheit leben will, muß gefürchtet werden, muß Macht haben. Sicher ist nur, wer stark ist. Damit sind wir schon mitten in unserem Thema.

Warum gibt es einen Zusammenhang zwischen Macht und Energie? Die Antwort ist einfach. Wer über Energieresourcen verfügt, hat etwas, was andere nicht haben. Er übt Macht gegenüber jenen aus, die auf Energielieferungen angewiesen sind. 

Daß diese Sätze ihre Berechtigung haben, zeigen einige Beispiele aus der Gegenwart. So hatte erst vor kurzem Lybien gedroht, seine Öllieferungen an die Schweiz zu unterbrechen, weil die Genfer Polizei einen der Söhne des Präsidenten Gaddafi wegen der schweren Mißhandlung zweier Angestellten festnahm und zu einer Geldbuße verurteilte. Georgiens Öllieferungen wurden von den russischen Streitkräften während des jüngsten Konflikts blockiert. Russische Bomben in der Nähe der Pipeline Baku-Tiflis-Ceyhan sollten offenbar zeigen, daß Russland den Transport jederzeit unterbinden kann. Auch Azerbeidschan lieferte Georgien kein Öl mehr. Die Ukraine erhielt 2006 kein russisches Erdgas mehr, bis es einen höheren Preis bezahlte. Litauen bekam zeitweise kein Öl, selbst Belarus wurde unter Druck gesetzt. Auch die anderen früheren und heute unabhängigen Sowjetrepubliken wie Lettland und Estland oder auch Polen berichten von russischen Erpressungsversuchen. Und als die Tschechen vor wenigen Wochen mit den USA ein Abkommen über den Bau einer Radarstation unterzeichneten, fiel aus technischen Gründen – natürlich zufällig -  die Hälfte der russischen Öllieferungen aus. 

Aus Südamerika kennen wir das Beispiel, daß Bolivien kein Gas an Chile liefert, obwohl die Lieferung von Erdgas im wirtschaftlichen Interesse beider Länder läge. Grund ist ein Krieg vor nahezu 140 Jahren, als Chile Bolivien seiner Küstenprovinzen beraubte. Bolivien glaubt fest daran, mit dem Gasboykott Chile einen Küstenstreifen abringen zu können. 

Umgekehrt drohen die USA jedem Unternehmen mit Strafen, wenn es im Iran oder in Kuba in die Öl- oder Gasförderung investiert. 

Die Beispiele für Erpressung, Angstmache oder echten Boykott ließen sich mühelos fortsetzen, je weiter wir in die Geschichte zurückgehen. Energie wurde immer wieder benutzt, um unliebsame Staaten unter Druck zu setzen. 

Die Neigung, andere zu erpressen, nimmt immer dann zu, wenn man etwas hat, was der andere nicht hat, aber braucht. Der Westen hat die frühere Sowjetunion mit dem Boykott von Elektronikartikel unter Druck gesetzt. Die COCOM-Liste war vielleicht das, was heute das Erdöl ist. Erpressung ist also keine russische Erfindung. Aus meinem Schulunterricht fällt mir ein, daß in einer Komödie des Aristophanes die Athenerin Lysistrata den Peloponesischen Krieg beendete, indem sie die Frauen Athens und Spartas zum Liebesstreik aufrief, um die Männer zum Friedensschluß zu zwingen. Zumindest in der Komödie hatte sie Erfolg.

Doch zurück zu Rußland und anderen öl- und gasexportierenden Ländern. Auch diese sind abhängig. Und zwar von uns. Wohin sollte Rußland sein Gas verkaufen, wenn nicht an Europa? Die EU kauft fast 80% der russischen Energieexporte. Und Gazprom erwirtschaftet fast 70% seines Gewinns auf dem europäischen Markt. Wo will Rußland hochqualifizierte Gebrauchs- und Investitionsgüter kaufen, wenn nicht bei uns? Angola sitzt wohl auf viel Öl, doch alles, wirklich alles andere muß es einführen. Und selbst Venezuela kauft einen Teil seiner Lebensmittel im Ausland, von Fertigwaren ganz abgesehen. Letzten Endes sind wir alle voneinander abhängig. Erpressung hat also zwei Seiten. Vernünftig wäre es, auf sie zu verzichten, da man immer auch sich selbst weh tut. Doch da die Welt nicht immer von Vernunft regiert wird, wird Erpressung immer wieder versucht.

Vor sieben Jahren veröffentlichte Michael Klare, ein in USA bekannter Autor von Werken über die neuzeitliche Natur der Kriege, ein später viel zitiertes Buch mit dem Titel „Resource Wars“. Er stellt darin die Behauptung auf, daß der eigentliche Grund künftiger Kriege der Streit um knappe Energie- und Wasserresourcen sei. Belege für seine These findet er in den Konflikten im persisch/arabischen Golf, in Zentralasien und in der südchinesischen See. So werden zum Beispiel durch die Strasse von Hormuz jeden Tag 17 Mio Barrel Öl transportiert, das sind 20% der globalen Nachfrage nach Öl. Sollte Iran im Konfliktfall dieses Nadelöhr blockieren, dann ist die Ölversorgung des Westens ernstlich gefährdet. 

In seiner „State of the Union Address“ von 1980 erklärte Präsident Carter als Antwort auf die russische Invasion in Afghanistan, daß die USA alle nötigen Maßnahmen, einschließlich militärischer Gewalt ergreifen würden, um ihre lebenswichtigen Interessen im Persischen Golf, also den Zugang zum Öl zu verteidigen. Diesem Interesse gehorchte auch die amerikanische Politik im iranisch-irakischen Krieg 1980-1988 und nach Irak's Einmarsch in Kuwait im Jahre 1990. Der Einmarsch der USA in den Irak im Jahre 2003 war wohl nicht mit dem Zugang zu den Ölquellen des Landes begründet worden, doch geschah er mit Sicherheit in der Erwartung, die eigene Versorgung zu verbessern. Der jüngste Besuch von Condolezza Rice in Lybien schloß nicht nur einen jahrzehntelangen Konflikt zwischen den USA und Lybien ab, er öffnete auch amerikanischen Ölunternehmen die Tür für massive Investitionen.

Manche Beobachter sehen im Vorgehen der Russen in Tschetschenien, in Zentralasien oder in Georgien ebenfalls einen engen Zusammenhang mit Energie. „The war in Georgia puts energy security back on Europe's agenda“, betitelte der britische „Economist“ Ende August einen Artikel. Die Kontrolle der kaukasischen und zentralasiatischen Energieresourcen, sei es an der Quelle oder über die Gas- und Ölleitungen, verleiht dem, der sie ausübt, zusätzliche Macht und damit Sicherheit. Deshalb bemüht sich die russische Regierung mit allen ihr zu Gebote stehenden Mitteln, die zentralasiatischen Öl- und Gasländer zu bewegen, ihr Öl und Gas über russische Pipelines in den Westen zu pumpen. Russlands Geltung in der Welt hängt davon weit mehr ab als von seinen Atomraketen. Immerhin kommen bereits heute 38% der Gasimporte und 33% der Ölimporte der EU aus Rußland, bei Gas mit wachsendem Anteil. Einige osteuropäische Länder hängen sogar zu hundert Prozent von russischen Lieferungen ab.

Wer Zugang zu Ölquellen hat, übt Macht über jene aus, die diesen Zugang nicht haben. Doch um Öl- und Gasquellen zu verteidigen oder sie zu erlangen, muß das Militär in die Lage versetzt werden, im Zweifelsfall auch Waffen einzusetzen. Daher der unübersehbare Trend zur Aufrüstung in all den Ländern, die am Erwerb oder an der Verteidigung von Ölquellen interessiert sind. Aufgerüstet werden vor allem die Marine und die Luftwaffe. Jüngstes Beispiel ist Brasilien, das seine Streitkräfte derzeit mit erheblichem Mittelaufwand modernisiert, mit dem Hinweis, die erst vor kurzem gefundenen Ölvorkommen vor seiner Küste vor dem Zugriff anderer schützen zu müssen.

Globale Energiepolitik kann im Prinzip nach zwei Modellen ablaufen. Vom Markt und starken Institutionen, die Rechtsstreitigkeiten regeln, ist das eine Modell bestimmt. Von Macht und Imperialismus das andere.

Die EU hat an dem ersten Modell ein besonderes Interesse. Der Markt ist ein neutraler, machtfreier, wenn auch machtgeschützter Ort des Tauschs von Äquivalenten, also von ungleichen Dingen, die einander gleichgesetzt werden. Die Preisbildung erfolgt nicht durch Gewalt oder Machtanspruch, sondern durch Verhandeln. So kaufen wir Öl und Gas, Kohle und Uran in den Ländern, die es zum günstigsten Preis anbieten und zahlen dafür den Preis, den der Markt bestimmt. Außerdem wünschen wir, daß den Unternehmen erlaubt wird, in anderen Ländern nach Öl und Gas zu suchen und es zu fördern. Mit den Nachbarn der EU streben wir eine enge Energiezusammenarbeit an, um sie im Rahmen einer vertraglichen Partnerschaft in unseren Energiemarkt aufzunehmen. Die Südosteuropäische Energiegemeinschaft ist dafür der Vorreiter. Auch soll die künftige Mittelmeerunion Europa erlauben, mehr Gas und langfristig auch Solarstrom aus der Sahara nach Europa zu exportieren. Insbesondere strebt die EU an, Rußland in den europäischen Energiemarkt zu integrieren. So soll der russische Strommarkt eines Tages mit dem europäischen verbunden werden. Und die Gasnetze sollen allen Anbietern zur Verfügung stehen.

Dieses Idealbild mag wohl unseren Interessen dienen, doch es entspricht nicht der Wirklichkeit. Energie war schon immer mehr als eine Ware. Das müssten die Europäer besonders gut wissen, denn in der Vergangenheit hatten auch sie alles, also auch ihre militärischen Apparate in Bewegung gesetzt, um an den begehrten Rohstoff zu kommen. Wenn sie das heute nicht mehr tun, dann eher, weil sie es nicht mehr können, nicht aber, weil sie es nicht wollen.

Energiepolitik wird heute wieder in zunehmendem Maße von den Begriffen Macht und Imperialismus bestimmt. Dafür gibt es drei Gründe, die sich aus naheliegenden Gründen alle um das Erdöl drehen. Zum einen nimmt die langfristige Nachfrage stärker zu als die Förderung. Und zum zweiten konzentrieren sich die Öl- und Gasvorräte immer mehr auf wenige Regionen. Der persisch-arabische Golf birgt nun mal die größten Ölvorkommen. Und nicht zuletzt sind die Vorräte endlich. In der Nordsee geht die Öl-Förderung zurück, in Mexiko und vielen anderen Staaten ebenfalls. In Rußland sollen die Ölvorräte noch 23 Jahre reichen, wenn die jetzige Produktion anhält. 

Was auch immer an diesen Angaben richtig ist, so haben sie alle die gleiche Tendenz: Der Kampf ums Öl und ums Gas wird nicht allein auf dem Markt, sondern vor allem politisch – und vielleicht sogar militärisch - ausgetragen.

Neuerdings kommt die Krise um Georgien hinzu. Es sieht zur Zeit so aus, als ob der russisch-georgische Konflikt eine Zäsur in den Beziehungen Europas zu Rußland bedeutet. Noch ist es zu früh, um über die Folgen zu spekulieren, doch die gewünschte Integration Rußlands in den europäischen Energiemarkt dürfte schwieriger werden. Eher dürften Georgien und die Ukraine in die NATO aufgenommen werden, was die Spannungen weiter erhöhen würde. Die ursprüngliche Idee eines Energie-Charta Vertrags, wonach Europas und Rußlands Energiemärkte zusammenwachsen sollen, könnte ebenfalls an Aktualität verlieren. Die Georgienkrise ist ein Einschnitt in die russisch-europäischen Energiebeziehungen. Wir werden es spätestens dann merken, wenn die EU-Kommission ihre Mitteilung zur Energieversorgungssicherheit veröffentlichen wird. Und wenn das Europäische Parlament darüber diskutiert.

Diese Mitteilung, deren Erscheinen für November vorgesehen ist, und die der Europäische Rat auf seine Dezembertagung setzen will, war ursprünglich als ein Dokument gedacht, das die interne Energieversorgungssicherheit beschreiben soll. Also den Ausbau der Netze und die Anlage von Gasspeichern. Jetzt wird es umgeschrieben und um einen außenpolitischen Teil erweitert.

Doch Krisen lösen auch Reaktionen aus. Nicht nur in der Physik folgt auf actio die reactio. 

Erinnern wir uns an die siebziger Jahre. Auch damals saßen die Öl exportierenden Länder am längeren Hebel. Sie diktierten die Bedingungen, unter denen Öl exportiert werden konnte. Sie diktierten vor allem die Preise. Die Industrieländer reagierten darauf hin mit Maßnahmen, die diese Abhängigkeit minderten, etwa durch erhöhte Energieeffizienz oder durch den massiven Ausbau der Kernenergie und die Nutzung der heimischen Kohle. Auch wurden damals die Grundlagen für den späteren Erfolg der erneuerbaren Energien gelegt. Und nicht zuletzt traten zunehmend Nicht-OPEC-Staaten wie Großbritannien und Norwegen als Anbieter von Erdöl auf. In der Folge wurde der Spieß umgedreht. Die Nachfrage nach Öl sank und nach einer Phase von über zehn Jahren gab es auf einmal mehr Öl im Angebot als Nachfrage vorhanden war. Der Ölpreis fiel fast ins Bodenlose. Und den ölexportierenden Ländern fehlte auf einmal die wirtschaftliche Macht, ihre Interessen zu verteidigen. 

Diese für die Industrieländer komfortable Situation hat sich nun wieder verändert. Seit einigen Jahren wächst die Nachfrage wieder mehr als das Angebot. Grund dafür sind vor allem die großen Entwicklungsländer wie China, Indien, Indonesien und andere, deren Nachfrage nach Energie und anderen Rohstoffen stark zunahm. Doch selbst die Industrieländer brauchen weiterhin mehr Öl und Gas. Sie brauchen sogar mehr Kohle. 

Nebenbei, nach Aussagen der Arbeitsgemeinschaft Energiebilanzen e.V. nahm auch in Deutschland der Energieverbrauch im 1. Halbjahr 2008 gegenüber dem Vergleichshalbjahr 2007 um 3 % zu. Bei Mineralöl waren es sogar 3,3 %!

Als Folge dieser gestiegenen Nachfrage stieg der Ölpreis in bislang undenkbare Höhen. Auch wenn er inzwischen wieder etwas fiel, so liegt er doch weit höher als vor einem Jahr.  Niemand vermag heute zu sagen, ob der Ölpreis nicht doch wieder schwindelnde Höhen erreicht. Das wirtschaftliche Wachstum in Europa und USA hat wohl nachgelassen, auch bewirken die hohen Energiepreise eine Verbesserung unserer Energieeffizienz, weil es sich finanziell wieder lohnt, in effizientere Anlagen zu investieren, doch am Wesen des Problems ändert unser Verhalten wenig oder nichts. Der Energiebedarf der Welt nimmt zu.

So nimmt auch die Furcht zu, eines Tages von den Exporteuren der Energierohstoffe erpresst zu werden. Zu der möglichen materiellen Verknappung kommt noch die spekulative Furcht, daß alles nur noch schlimmer wird. Eine ungeschickte Bemerkung des amerikanischen Notenbankpräsidenten, ein Konflikt in Nigeria, ein Wirbelsturm im Golf von Mexiko oder ein Hinweis auf eine mögliche iranische Atomrüstung läßt den Preis schnell nach oben schnellen. Der Preis spiegelt nicht mehr die physische Knappheit der Ware wider. Er wird vielmehr zum Spielball der Spekulation, also einer Denkweise, der die rationale Grundlage fehlt. Mit anderen Worten, der Ölpreis wird unerklärbar und damit unvorhersehbar. 

Die Frage drängt sich dennoch auf, ob wir jetzt nicht in ähnlicher Weise reagieren könnten wie in den achziger und neunziger Jahren des letzten Jahrhunderts. Wir Energieimportländer in Europa, Japan, Korea und USA könnten durch Innovation, sprich Energieeffizienz, Nutzung heimischer Energiequellen, insbesondere der Kernenergie und der Erneuerbaren die Importabhängigkeit senken. Auch könnten wir die Nutzung der Kohle und der Kohlenwasserstoffe mit der CCS-Technologie verbinden, so daß die Verbrennung von Kohle, Gas und Öl mit unseren ehrgeizigen Klimazielen verträglich wird und wir wieder stärker die Kohle nutzen könnten, die aus Europa oder anderen stabilen Ländern kommt.  

Würde somit die weltweite Nachfrage nach Öl, Gas und Kohle wieder sinken, würde also wieder mehr Öl angeboten werden als die Welt braucht, dann wären die Ölexportländer erneut in einer schwächeren Lage. Ihre Macht nähme ab. 

Doch der Vergleich mit den 70-er und 80-er Jahren des 20. Jahrhunderts ist nur noch bedingt erlaubt. Denn selbst, wenn es gelänge, in den Industrieländern die Nachfrage nach Energieimporten zu verringern, dann würden China und andere großen Entwicklungsländern die Einsparungen mehr als ausgleichen. Übrigens, wenn jeder Chinese soviel Energie verbrauchte wie der Durchschnittsamerikaner, dann müßte China die gesamte Ölproduktion der Welt aufkaufen! 

Auch nimmt die Weltbevölkerung zu. Nach dem jüngsten Bericht der „Deutschen Stiftung Weltbevölkerung“ leben derzeit 6,7 Mrd Menschen auf der Erde. Bereits 2025 sollen es 8 Mrd sein. Und bis 2050 könnten weitere 2 Mrd dazukommen. Wir müssen also damit rechnen, daß trotz unserer Bemühungen der globale Energiebedarf steigen wird. Und damit auch die Preise. Wir Europäer haben dabei immer weniger Einfluß auf die Rohstoffpreise. Wir werden vom Handelnden zum Zuschauer.

Welche Schlußfolgerungen können wir daraus für Europa ziehen?

Europa ist, was seine Energieabhängigkeit betrifft, bekanntlich in keiner sehr komfortablen Lage. Die Öl- und Gasreserven in der Nordsee gehen zur Neige und irgendwann dürften sie weitgehend aufgebraucht sein. Auch die Steinkohleförderung geht aus wirtschaftlichen Gründen weiter zurück. Es bleibt lediglich die Braunkohle, deren Nutzung auf dem derzeitigen Stand noch viele Jahrzehnte anhalten wird. In der Folge wird Europa der 27 zunehmend fossile Energierohstoffe einführen müssen und seine derzeitige Importabhängigkeit von etwas über 50% auf vermutlich 70% in zwanzig bis 30 Jahren steigern. Allein beim Erdgas wird Europa seine Importe bis 2020 vermutlich verdoppeln müssen. Es kommt vor allem aus Rußland, Norwegen und Algerien 

Das wäre an sich noch kein Grund zur Sorge, wenn Öl und Gas eine Ware wie jede andere wäre. Doch wie wir oben sahen, wächst mit der Energieabhängigkeit Europas auch die Macht der Lieferantenländer, die uns unter Druck setzen können. Man könnte es auch umgekehrt ausdrücken: mit wachsender Importabhängigkeit verliert Europa an Handlungsspielraum, an Souveränität.

Hinzu kommt, daß wir für die eingeführte Energie den jeweiligen Marktpreis bezahlen müssen. Und der wird in den kommenden Jahren vermutlich noch höher sein als er heute bereits ist. So hat Deutschland im vergangenen Jahr etwa 60 Mrd Euro für Energieimporte aufbringen müssen. Dieses Jahr dürften es etwas über 80 Mrd Euro sein, was gut 3,2% des deutschen BIP entspricht. Für ganz Europa könnten so dieses Jahr an die 400 Mrd Euro zusammenkommen, die wir alle zusammen zu bezahlen haben. Das sind größenordnungsmäßig fast 4%% des europäischen Bruttoinlandsprodukts. Die Folge ist eine hohe Inflation. Und das Geld, das wir den Ölscheichs oder an Gazprom bezahlen müssen, können wir nicht noch einmal in die Bildung oder in die Sozialpolitik stecken. Mit anderen Worten, wir bekommen ein Problem.

Nebenbei, die Rechnung würde noch saftiger ausgefallen, wenn der EURO in den letzten Jahren nicht jedes Jahr 8% aufgewertet hätte. 

Erstaunlich ist, daß wir diese Zusammenhänge schon lange kennen. Die Zahlen liegen seit langem vor, es gibt dazu Grünbücher, Studien, Papiere und Publikationen in allen Sprachen, die Europäische Kommission hat schon vor Jahren auf die wachsende Energieabhängigkeit hingewiesen und das Europäische Parlament hat seine Stellungnahme dazu verfasst, doch kaum jemand nahm davon Notiz. Erst jetzt – vermutlich wegen der hohen Energiepreise – wird der breiten Öffentlichkeit bewußt, daß wir uns in eine Falle begeben. Diese Beobachtung wirft ein Licht auf den besonderen Charakter der Politik. Es genügt offenbar nicht, daß Tatsachen existieren, wichtig ist vielmehr, daß sie wahr genommen werden. 

Doch diese Wahrnehmung ist von Land zu Land verschieden. Auch unterscheiden sich oft unsere Interessen. Man denke nur an die unterschiedlichen Prioritäten Frankreichs und Deutschlands. Die Erstgenannten haben die Nukleartechnik zu einem nationalen Aushängeschild gemacht. Strom wird in Frankreich mit Hilfe von Kernkraft und Wasserkraft seit langem CO2-frei hergestellt. Mit Ausnahme der Grünen, deren Gewicht gering ist, sind alle Parteien in der Nationalversammlung für die Kernenergie, die zu einem wesentlichen Teil dazu beiträgt, daß Frankreich von Energieimporten weniger abhängig ist als Deutschland. Wir Deutschen hingegen wollen aus der Kernenergie aussteigen und begeben uns de facto immer mehr in Abhängigkeit von eingeführtem Erdgas. Auch sind viele Menschen der Meinung, Solarenergie sei die billigste Form der Energie, da die Sonne keine Rechnung schickt. Italien hat der Energiepolitik wenig Aufmerksamkeit gewidmet. Im letzten Wahlkampf spielte die Energie keine Rolle, obwohl das Land zu 80% von Energieimporten abhängt. Erst jetzt, nach den enormen Preiserhöhungen, wacht das Land auf. Die hohen Energiepreise treiben die Inflation an und der Einzelne hat trotz Lohnerhöhung weniger Geld in der Tasche. Vorgestern verkündete Ministerpräsident Berlusconi übrigens einen Vertrag mit Frankreich an, der Italien erlaubt, in Kürze mehrere Kernkraftwerke bauen zu können. Großbritannien, das lange ein Gas- und Ölexporteur war, wurde inzwischen zum Nettoimporteur. Die Briten wollen aber nicht wie die Deutschen übermäßig von russischen Gasimporten abhängig werden und setzen deshalb auch wieder auf die Kernenergie. Spanien, wo Energie bislang wie in Italien kein kontroverses politisches Thema war, kommt jetzt der hohen Öl- und Gaspreise ebenfalls in Schwierigkeiten. Es bleibt abzuwarten, ob es Ministerpräsident Zapatero riskiert, von seinem Credo, Spaniens erster Atomkraftgegner zu sein, abrücken wird. Während Österreich und Irland, Portugal und Dänemark an einem strengen Antinuklearkurs festhalten, wollen Tschechien, die Slowakei, Finnland, Ungarn, Rumänien, Bulgarien neue Kernkraftwerke bauen. Auch die Balten und Polen überlegen sich ein gemeinsames Kernkraftwerk. Und außerhalb der EU, doch in Europa will die Schweizer Regierung mehrere Kernkraftwerke bauen lassen.

Konsens besteht oberflächlich bei den Erneuerbaren. Oberflächlich deshalb, weil es nicht gelingt, einen gemeinsamen Markt für Erneuerbare zu schaffen. Die Förderung ist weiterhin national und wenn überschüssiger Windstrom gemäß den Kirchhoff'schen Gesetzen von Norddeutschland in die Niederrlande fließt, dann ist nicht sicher, ob man dafür überhaupt eine Vergütung erhält. Denn in den Niederlanden gelten andere Förderbestimmungen als in Deutschland. Auch bauen wir  Photovoltaische Anlagen dort, wo wir die höchste Förderung erhalten, nicht dort, wo die Sonne besonders lang scheint. Ökologisch ist das nicht, aber es lohnt sich für den Investor.

Energiepolitik ist – wie wir sagen – eine geteilte Verantwortlichkeit. Die EU ist im Prinzip für die Umwelt-, Klima- und Wettbewerbspolitik zuständig. Die Mitgliedstaaten entscheiden hingegen über den Energiemix, ob also ein Kernkraftwerk gebaut wird oder ob es abgerissen werden soll. So will es der Vertrag. Doch die Wirklichkeit hat uns längst überholt. Denn wir sind immer weniger voneinander unabhängig. Was der Nachbar unternimmt oder unterläßt, hat eine zunehmend größere Auswirkungen auf uns. Und umgekehrt. Das ist die Folge der zunehmenden Vernetzung und der gemeinsamen Verantwortung für die Klimapolitik.

So haben wir weiterhin eine nationale Sichtweise, wenngleich die Wirklichkeit über uns hinweggegangen ist. Darin liegt auch die Ursache für die europäische Kakophonie in der Energiepolitik. Europa gelingt es nur in seltenen Fällen, in der Energiepolitik nach außen mit einer Stimme aufzutreten, weil es sich im Innern oft nicht einig ist. Öl- und Gasgeschäfte werden von den großen und kleinen Mitgliedstaaten gerne selbst getätigt. Brüssel erfährt sie dann aus der Financial Times.

Auch haben wir neuerdings eine unterschiedliche Wahrnehmung im Osten und im Westen. Ganz allgemein kann man sagen, daß im Westen die Angst vor der Inflation vorherrscht, während man im Osten die Russen fürchtet. Die Georgienkrise hat diese Furcht vor Erpressung noch verstärkt. Der Sondergipfel der EU vom 1. September wurde auf Drängen der Osteuropäer einberufen.

Es ist deshalb nicht ausgeschlossen, daß diese unterschiedliche Wahrnehmung zu neuen Spannungen in der EU führt. Während die Deutschen selbst in den Zeiten des kalten Krieges immer zuverlässig mit russischem Erdgas versorgt wurden, und auch jetzt keinen Grund zur Sorge sehen, haben ihre östlichen Nachbarn, nicht zuletzt aus geschichtlicher Erfahrung, panische Angst vor russischer Erpressung. Die Ostsee-Pipeline könnte deshalb eine Rolle spielen wie ein Katalysator in einer Knallgasmischung.

Was ist zu tun? Vor allem, was kann Europa tun?

Nun, Europa könnte den Ehrgeiz haben, sich von Energieimporten unabhängig zu machen. Doch dieser Weg verbietet sich angesichts der hohen Abhängigkeit von Öl und Gasimporten. Wir können sie mindern, aber nicht beseitigen. Immerhin,  etwas unabhängiger könnten wir uns schon machen. Zumindest könnten wir das Wachstum der Importe verlangsamen. Die Vorschläge der Europäischen Kommission gehen deshalb in die richtige Richtung, wenngleich sie ursprünglich eher mit der Klimapolitik begründet wurden, weniger mit dem Bestreben, die Importe zu verringern.

Die Therapie ist zumindest auf dem Papier nachzulesen. So soll bis 2020 nicht nur die Energieeffizienz gegenüber dem Jahr 2005 um 20% gesteigert werden, es sollen bis 2020 auch die Erneuerbaren auf 20% der Endenergie gebracht werden, 10% der Kraftstoffe sollen bis 2020 aus nachwachsenden Rohstoffen hergestellt werden. Und des Klimaschutzes wegen soll die Emission von Treibhausgasen noch einmal verringert werden. Angestrebt werden bis 2020 20% Verringerung gegenüber 1990. Auch wenn die Kernenergie nicht zu den konsensfähigen Technologien gehört, so werden doch viele Länder sie nutzen und neue Kernkraftwerke bauen. 

Absicht und Ergebnis liegen allerdings im Streit. Die EU hat leider noch nie ihre ehrgeizigen Ziele erreicht. So hat zum Beipiel das Europa der 15 die Emission aller Treibhausgase erst um ungefähr 4% gegenüber 1990 verringert, obwohl es bis 2010 8% Minderung fest zugesagt hat. Bei den CO2-Emissionen allein liegen wir aber 3,4% über dem Wert von 1990! Das liegt vielleicht daran, daß Politiker von Absichtserklärungen leben. Naht die Zeit des erwarteten Ergebnisses, sind sie meistens nicht mehr im Amt. Doch wie schön eine Strategie auch sein mag, gelegentlich sollte man sich auch die Ergebnisse anschauen. 

Auch sollen die Strom- und Gasnetze weiter ausgebaut und Kuppelstellen vermehrt errichtet werden, um ein weitgehend einheitliches Strom- und Gasnetz zu schaffen, ein Umstand, der die Versorgungssicherheit sicher verbessern wird. 

Blickt man etwas weiter in die Zukunft, so stoßen wir auf visionäre Projekte wie einen großen Off-shore Windpark in der Nordsee, auf riesige Unterseekabel, Supergrid genannt, oder eine Solarfarm in der Sahara, beides große Vorhaben, die theoretisch Europa mit ausreichend Strom versorgen könnten. Vielleicht wird man eines Tages auch wieder vermehrt die einheimische Kohle nutzen, wenn es gelingen sollte, sie unter Tage zu vergasen oder anderweitig wirtschaftlich zu fördern. Wir werden aber auch in die CCS-Technologie einsteigen, die in den nächsten Jahrzehnten einen enormen Innovationsschub auslösen wird. Sie wird eine neue Generation von thermischen Kraftwerken begründen. 

Noch ein Wort zum Erdöl. Sollte es in den nächsten Jahrzehnten tatsächlich einmal ausgehen oder so teuer werden, daß es sich niemand mehr leisten kann, dann müssen wir uns für den Straßenverkehr etwas einfallen lassen. Vorübergehend könnte Erdgas die Rolle von Erdöl übernehmen, auch schaffen die Biokraftstoffe eine gewisse Erleichterung, doch längerfristig bleibt aus heutiger Sicht nur der Strom als Alternative zum Erdöl. Der Straßenverkehr dürfte in zunehmendem Maße elektrisch werden. Der Robert-Bosch-Konzern geht davon aus, daß bereits 2015 von weltweit 91 Millionen neuen Personenwagen und leichten Nutzfahrzeugen mehr als 3% Hybrid- und Elektrofahrzeuge sein werden. Doch wenn die Autos mit Strom fahren, wo kommt dann der Strom her? 

Ich könnte mir sehr wohl vorstellen, daß auf lange Sicht nicht dem Öl, sondern dem Strom die Zukunft gehört. Doch Strom können wir mit erneuerbaren Energiequellen, mit Kernenergie und mit Kohle klimaverträglich selbst herstellen, sofern wir bei letzterer die CCS-Technologie nutzen. Ich vermute ohnehin, daß der Strombedarf weiter zunehmen wird, nicht nur wegen des Straßenverkehrs, sondern auch wegen des weltweiten Bedarfs an Trinkwasser. Die französische EdF rechnet jedenfalls bereits heute mit einer höheren Stromnachfrage als wir gemeinhin annehmen. 

Vergessen sollten wir bei all diesen Betrachtungen über die Zukunft aber nicht, daß wir sie nicht vorhersehen können. Denn wir wissen nicht, was wir in Zukunft wissen werden. Als ein Beispiel für Irrtümer nenne ich die 1992 von der UNO veröffentlichte Voraussage, daß bis 2050 55% des weltweiten Energiebedarfs von der Biomasse gedeckt werden kann. Offenbar übersahen die Autoren den Zusammenhang von nachwachsenden Rohstoffen und den Lebensmittelpreisen. 

Auch könnten die neuen Spannungen mit Rußland dazu führen, daß sich Rußland weigert, ein Post-Kyoto-Protokoll zu ratifizieren. Sollten sich auch die USA von Post-Kyoto fernhalten, dann wird es ein solches Abkommen nicht geben. Unsere gesamte Klima- und Energiepolitik käme dann ins Rutschen. 

Doch gerade weil die Zukunft ungewiß ist, weil wir nicht wissen, was noch alles passieren wird, müssen wir alle denkbaren und wirtschaftlich sinnvollen Technologien erforschen und nutzen. Auch müssen wir Energie von möglicht vielen Anbietern kaufen. Sicherheit erhalten wir nur, wenn wir uns nach allen Seiten versichern. Das Zauberwort heißt Diversifizierung. 

Als Winston Churchill 1911 zum ersten Lord der Admiralität ernannt wurde, beschloß er, die englische Kriegsmarine von Kohle auf Erdöl umzustellen. Die britischen Schiffe sollten schneller sein als die deutschen. Viele hielten es für gewagt, die sichere walisische Kohle gegen Erdöl einzutauschen, über das die britische Insel damals nicht verfügte. Doch seinen Kritikern erwiderte er mit einem kurzen Satz: „Safety and certainty in oil lie in variety and variety alone“. Großbritannien sollte auf möglichst viele, geographisch unterschiedliche Ölquellen setzen. Dann sei seine Versorgung mit Erdöl sicher.

Fassen wir nun zusammen.

Die Energiepolitik wird sich sicher den Vorgaben der Klimapolitik beugen müssen, doch in zunehmendem Maße drängt sich auch die Versorgungssicherheit wieder in den Vordergrund. Und Außenpolitik wird in zunehmendem Maße Energieaußenpolitik.

Auch ist angesagt, die Bezugsquellen so weit wie möglich zu diversifizieren. Wir sollten, soweit möglich, Öl und Gas von möglichst vielen Anbietern kaufen, um nicht von einem allein abhängig zu sein. Dabei hilft sicher auch der Ausbau der Flüssiggasterminals.

Zum dritten, wir sollten die Vorschläge der Europäischen Kommission zügig umsetzen. Sie sind vernünftig, durchdacht und ehrgeizig genug, um Europas junge Generation zu begeistern.

Zum vierten, wir brauchen alle denkbaren Technologien. Der deutsche Versuch, ausschließlich auf eine einzige Energietechnologie zu setzen, ist eine Sackgasse. Wir sollten endlich den sinnlosen Streit um Erneuerbare und Kernkraft beenden. Denn die Erneuerbaren brauchen wir genauso wie die Kernenergie. Auch muß die CCS-Technologie zu einem Schwerpunkt unserer Technologieförderung werden. Und wir brauchen mehr technische und soziale Innovation, um intelligenter mit Energie umzugehen. Zudem muß die Energieforschung verstärkt werden. Die EU, die Mitgliedstaaten und die Energieunternehmen müssen die Ausgaben für Forschung und Entwicklung beträchtlich erhöhen.

Zum fünften, wir müssen den Energiebinnenmarkt ausbauen. Wettbewerb um bessere Lösungen gehört dazu genauso wie der Ausbau der Netze oder die Anlage von Gasspeichern. Nur so gewinnen wir mehr Sicherheit nach Innen. Auch müßten die Netze intelligenter werden, mit anderen Worten, dezentrale und zentrale Erzeuger, aber auch die Verbraucher müssten besser aufeinander abgestimmt werden. 

Und nicht zuletzt, Europa müsste endlich nach außen mit einer Stimme sprechen. Außenpolitik ist auch Energieaußenpolitik. Doch wir werden nur gehört, wenn wir geschlossen auftreten und unsere unbestrittene wirtschaftliche und politische Macht diszipliniert und gemeinsam zelebrieren. Unsere Ziele sind dabei klar. Wir sind an Dialog, an funktionierenden Märkten, an einer friedlichen Welt interessiert. Denn unsere Energieversorgung ist nur in einer Welt sicher, die frei von Konflikten ist.  

Diese Ratschläge sind nicht neu. Sie sind trotzdem vernünftig. Und es gibt letztlich keine realistische Alternative dazu. Unsere Aufgabe besteht nun darin, aus diesen Vorschlägen praktische Politik zu machen. Und das ist unser eigentliches Problem.

Bereits im 19. Jahrhundert vermerkte Carl von Clausewitz: „In der Strategie ist alles einfach, aber das heißt nicht, daß es leicht ist. Es ist einfach, eine Strategie zu planen und sie nieder zu schreiben, Anweisungen zu geben und wer was wann tun sollte. Es ist etwas völlig anderes, den Plan in die Praxis umzusetzen“. In unserer heutigen Umgangssprache könnte man auch sagen: „Es gibt nichts Gutes, außer man tut es.“

Die Umsetzung ist eben auch eine Kunst. Und jeder Künstler braucht neben Talent und Geschick auch Fortune. 

Doch die Wahrscheinlichkeit, daß Europa mit Glück gesegnet ist, nimmt in dem Maße zu, wie wir mit einer Stimme sprechen. Als Beleg nehme ich die jüngste europäische Initiative im Kaukasus. Nicht die USA verhandeln derzeit mit Russen und Georgiern, sondern die EU unter der französischen Präsidentschaft. Die EU wird ernst genommen, weil sie geschlossen und selbstwußt auftritt. Und weil sie in Präsident Sarkozy einen glaubwürdigen Sprecher gefunden hat.

Um im Stil Machiavellis zu enden: die Macht der EU mag eine sanfte Macht sein, doch wird sie selbstbewußt gezeigt, kann sie mehr Sicherheit schaffen als alle Armeen der Welt. Jetzt gilt es, die sanfte Macht auch in der Energiepolitik zum Tregen zu bringen.

